
Rede zur Vernissage der Wanderausstellung „Systemerkrankung“ in Weimar

1. Juli 2026, Dr. med. Thomas Schröter

Sehr geehrte Frau Staatssekretärin und Kollegin Rudolph,
sehr geehrter Herr Prof. Schramm, 
verehrte Gäste,

vor ziemlich genau 100 Jahren, am 3. und 4. Juli 1926, marschierten hier in Weimar 
tausende Nationalsozialisten zum ersten Reichsparteitag der NSDAP auf. Vor 100 
Jahren  nahm  das  braune  Unheil  bei  uns  in  Thüringen  seinen  Anfang.  In  den 
wirtschaftlich  schwierigen 20er  Jahren des 20.  Jahrhunderts.  In  der  noch jungen 
Demokratie der Weimarer Republik, die der politischen Zerreißprobe der damaligen 
Gesellschaft nicht lange standhielt. 

Was vor 100 Jahren hier ablief und wohin es ab 1933 führte, wissen wir vor allem 
aus dem Geschichtsunterricht und von Gedenkstättenbesuchen. Die Akten aus jener 
Zeit  sind  längst  verstaubt.  Es  war  eine  gute  Entscheidung,  das  Altarchiv  der 
Kassenärztlichen  Bundesvereinigung  durch  exemplarische  Fallgeschichten  wieder 
lebendig werden zu lassen. Auf den RollUps und an der Hörstation der nun bei uns 
angekommenen  Wanderausstellung  können  wir  uns  -  mit  vielen  vorherigen  und 
zukünftigen Betrachtern der Ausstellung gemeinsam - an Hand konkreter Beispiele 
hineindenken  in  den  Alltag  im  Nationalsozialismus.  Es  herrschte  eine  furchtbare 
Normalität damals. Furchtbar für jüdische Mitbürgerinnen und Mitbürger, furchtbar für 
politische  Kritiker  des  NS-Regimes.  Für  viele  gutbürgerliche  Arztfamilien  arischer 
Abstammung  hingegen  war  damals  gar  nichts  furchtbar.  Sie  wehrten  sich,  die 
ärztlichen  Anführer  und  Täter  wie  die  Mitläufer,  größtenteils  auch  nach  dem  2. 
Weltkrieg noch gegen jede Zuschreibung von Schuld oder Mitschuld. 

Hier  liegt  ein  besonderes Verdienst  der  Ausstellungsmacher.  In  einer  Zeit  und in 
einem Land,  in  dem durch den AfD-Parteivorsitzenden eine erinnerungspolitische 
180-Grad-Wende und das Ende der (Zitat) „dämlichen Bewältigungspolitik“ gefordert 
werden,  brauchen  wir  eine  besondere  Sensibilität  für  die  Mechanismen  der 
Meinungsmanipulation  und  der  faktenignorierenden  Irreführung.  Wir  finden  auf 
einigen Tafeln in der Ausstellung Hinweise, wie subtil die Entwicklungen begannen, 
die am Ende im Holocaust mündeten. Wie kann eigentlich – wie konnte damals die 
Gleichschaltung des demokratischen Gemeinwesens zu einem totalitären Regime 
gelingen?  Was  das  Gesundheitswesen  und  die  Ärzteschaft  betrifft,  sprechen  die 
Historiker  sogar  von  einer  aktiven  Selbstgleichschaltung.  Wie  funktionierte  das 
seinerzeit? Sind wir heute wirklich wehrhafter, wenn ein neuer Rechtspopulismus wie 
vor  100  Jahren  Boden  gewinnt  in  unserer  Gesellschaft,  wenn  auf  einmal 
Verschwörungstheorien,  Antisemitismus  und  Ausländerfeindlichkeit  unter 
Angehörigen, im Freundeskreis oder unter Kollegen salonfähig zu werden scheinen? 

Ich  möchte  Sie  gedanklich  mitnehmen  auf  einen  Zeitsprung  100  Jahre  zurück. 
Berufspolitisch aktive  Ärzte  waren damals  in  zwei  großen Verbänden organisiert, 
zum einen im Allgemeinen ärztlichen Verein von Thüringen. Der hatte 1926 bei der 
Landesregierung gerade die Gründung einer Ärztekammer durchsetzen können. Und 
daneben gab es den Hartmannbund. Mit mehrfachen Ärztestreiks erkämpfte er beim 
Reichspräsidenten  eine  Notverordnung  zur  Bildung  von  Kassenärztlichen 
Vereinigungen. Jahrzehnte alte Forderungen der Ärzteschaft nach Selbstverwaltung 
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waren durch diese beiden Verbände in der Weimarer Republik erfüllt  worden, mit 
einer Ausnahme: die Heilkunde hatte immer noch den Status eines Gewerbes und 
die unregulierte Kurpfuscherei blühte neben den Praxen der studierten Akademiker. 
Da  trat  1929  der  Nationalsozialistische  Deutsche  Ärztebund  auf  den  Plan,  in 
Thüringen zunächst als kleine Gruppierung um den Landarzt Dr. Carl Oskar Klipp 
aus Gräfentonna. Diese Kollegen hatten kein inhaltliches Konzept: sie waren einfach 
gegen  alles,  was  sie  für  „jüdisch“,  „kommunistisch“,  „sozialdemokratisch“  oder 
„liberal“ hielten und wollten die Ärzteverbände von diesen Einflüssen säubern. Das 
politische Umfeld spielte ihnen in die Hände. In Thüringen war die NSDAP bereits 
1930 an der Landes-regierung beteiligt, bei der Landtagswahl 1932 siegte sie mit 
42,5 % der Stimmen.

Angesichts der aktuellen Wahlprognosen für die AfD wird der derzeitige Aufschwung 
der  neuen  Rechten  häufig  mit  dem der  NSDAP vor  100  Jahren  verglichen.  Der 
historischen Genauigkeit  zuliebe möchte ich das nicht tun, aber es gibt durchaus 
Parallelen. Und als Arzt heute frage ich mich natürlich: was könnte es für uns im 
Gesundheitswesen denn schlimmstenfalls  bedeuten,  wenn völkische Nationalisten 
demnächst demokratische Wahlen gewinnen?

1933 berief der Thüringer Innenminister Sauckel sofort nach der  Ernennung Hitlers 
zum Reichskanzler in Berlin den Nazi-Doktor Klipp zum „Staatskommissar für das 
Gesundheitswesen“ in Thüringen. Das wurde von den damals noch demokratischen 
ärztlichen Organisationen als Erfolg gefeiert:  Hurra,  die hauptamtliche Verwaltung 
des Gesundheitswesens kommt endlich in ärztliche Hände“. Und als die Nazis dann 
ihren  Entwurf  einer  Reichsärzteordnung  vorlegten,  freuten  sich  unsere 
Standesfunktionäre erneut:  die  Heilkunde sollte  endlich aus der  Gewerbeordnung 
entfernt  werden  und  die  Ärzte  bekamen  eine  zentrale  Rolle  im  neuen 
Gesellschaftssystem  zugesprochen.  Sie  wurden  zum  (Zitat)  „Dienst  an  der 
Gesundheit  ...  des  gesamten  Volkes“  berufen.  Ein  neuer  Standesdünkel  machte 
offenbar  blind  für  die  damit  verbundenen  Auflagen,  dass  Medizin  in  Zukunft 
Rassenhygiene hieß,  dass Vernichtung angeblich unwerten Menschenlebens zum 
ärztlichen Ethos gehören sollte, dass die Vermehrung des nordischen Menschentyps 
und  die  Wehrtüchtigkeit  des  Volkes  vorrangige  Ziele  gegenüber  individueller 
Behandlung wurden. 

Mit  wenigen  Ausnahmen  ließ  sich  die  deutsche  Ärzteschaft  von  den 
Nationalsozialisten korrumpieren. Das zu bekennen ist schmerzhaft.  Aber wir sind 
den NS-Opfern dieses Bekenntnis schuldig.     

Anfang Mai 1933 schrieb Dr. Klipp (Zitat) „eine ernst gemeinte Bitte an die Vorstände 
aller  Thüringer  Ärztlichen Vereine“:  „Im Interesse des Ansehens unseres Standes 
sollten  alle  Versuche  der  Torpedierung  oder  passiven  Resistenz  gegenüber  den 
Anordnungen  unserer  nationalsozialistischen  Führung  unterbleiben;  ich  möchte 
keinen Zweifel bestehen lassen, dass zu gegebener … Zeit von mir alle u. U. auch 
brutale Mittel angewendet werden würden, wenn es nicht gelingen sollte, auch den in 
Thüringen  wohnenden  Teil  der  „Standesgemeinschaft  Deutscher  Ärzte“  den 
Erfordernissen der neuen Zeit gleichzuschalten.“ Stellen Sie sich bitte mal vor, wir 
würden übermorgen solche Briefe aus dem Gesundheitsministerium erhalten. Wer 
von uns wäre stark genug, in seinem Wahlamt persönlichen Widerstand zu leisten 
und Privilegien aufs Spiel zu setzen?  
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Schon wenig später konnte Dr. Klipp resümieren: „… es ist in ganz Thüringen nicht 
ein einziges Vorstandsmitglied seines Amtes enthoben worden, nirgends sind bisher 
Zwangsmaßnahmen  meinerseits  nötig  gewesen.“  (Zitat  Ende)  Zuvor  hatten 
reihenweise verdiente ärztliche Funktionäre ihre Ämter niedergelegt, waren jüdische 
Kollegen zum Rücktritt genötigt und die von Klipp vorgeschlagenen Mitglieder des 
NS-Ärztebundes  in  die  Vorstände  gewählt  worden.  Ärztlicher  Verein  und 
Hartmannbund hatten sich  aufgelöst  und ihr  Vermögen auf  die  KV Deutschlands 
übertragen. Dr.  Klipp selbst war als Staatskommissar nicht nur mit  den Aufgaben 
eines  Gesundheitsministers  betraut,  er  war  zugleich  Thüringer 
Ärztekammerpräsident  und  KV-Vorsitzender  in  einer  Person  und  ließ  sich  als 
Landesärzteführer huldigen.

Ich frage mich – und ich frage auch Sie: was war mit unseren damaligen Kolleginnen 
und Kollegen passiert? Größtenteils noch im Kaiserreich geboren, hatten sie den 
ersten  Weltkrieg  und  das  Entstehen  der  ersten  demokratischen  Republik  in 
Deutschland erlebt und am Ende ihres Studiums den Hippokratischen Eid geleistet. 
Die Wanderausstellung „Systemerkrankung“ zeigt als erschreckenden Befund, wie 
ganz  feine  Verschiebungen  von  Grundeinstellungen  am  Anfang  der  kaum  noch 
verstehbaren Entgleisung eines ganzen Berufsstandes standen. 

Beispielhaft wird dies an der sukzessiven Aushöhlung der ärztlichen Schweigepflicht 
dargestellt.  Die  begann  bereits  1933  mit  dem Gesetz  zur  Verhütung  erbkranken 
Nachwuchses. Dazu finden wir auf einer der Tafeln in der Ausstellung das Zitat des 
NS-Arztes Dr. Wolf Skalweit,  der sich auf neuropsychiatrische Diagnosen bezieht: 
„Es  ist  zwar  menschlich  verständlich,  wenn  manche  Ärzte  sich  vor  der  Anzeige 
[erblicher  Krankheiten]  scheuen,  weil  sie  eine  Durchbrechung  des  persönlichen 
Vertrauensverhältnisses … befürchten. Hier handelt es sich aber um die Interessen 
des gesamten Volkes.“ Das war der Trick der Nazis: bestimmte Patientengruppen als 
Schädlinge  an  der  Volksgesundheit  zu  stigmatisieren  und  zugleich  die  Ärzte  als 
Sachwalter ebendieser Volksgesundheit zu hofieren. Und in der damaligen Zeit einer 
Ärzteschwemme,  kam  es  offenbar  vielen  Kollegen  gelegen,  dass  ihre  jüdischen 
Konkurrenten  um  Krankenhausstellen  und  Praxiszulassungen  im  Interesse  der 
rassischen  Reinhaltung  des  Volkskörpers  aus  dem  Dienst  entfernt  wurden.  So 
wurden sie erst nutznießende Mitläufer und dann aktive Mittäter. Die Diffamierung, 
Verdrängung  und  Verfolgung  jüdischer  Ärzte  unter  aktiver  Mitwirkung  ihrer 
nichtjüdischen  Kollegen  wurde  zunehmende  Alltagspraxis  im  damaligen  KV-
Geschäft. Als dann zum 30. September 1938 tausenden jüdischen Medizinern die 
Approbationen entzogen und sie zu Krankenbehandlern degradiert wurden, war ihre 
Existenz  schon  vor  dem eigentlichen  Holocaust  vernichtet.  Indem wir  uns  diese 
beschämende Geschichte unseres Berufsstandes vergegenwärtigen, ehren wir die 
Opfer der kollegialen Barbarei.

Als Vorstand einer Kassenärztlichen Vereinigung hat mich die Geschichte von Gerta 
Disselkamp  besonders  bewegt,  der  wir  in  der  Ausstellung  begegnen.  Sie  war 
Chefsekretärin in der KV-Verwaltung für das Rheinland. Ihre Stelle wurde damals 
zum öffentlichen Dienst gezählt, dies war mit einem verpflichtenden Treuegelöbnis 
zum Führer Adolf Hitler verbunden. Als ihrem Chef, dem KV-Landesvorsitzenden Dr. 
Hans  Heinrich  Harrfeldt  zu  Ohren  kam,  dass  sie  sich  kritisch  zur  geplanten 
deutschen  Eroberung  des  Sudetenlandes  geäußert  habe,  unterzog  er  sie  einer 
Überprüfung ihrer politisch-weltanschaulichen Zuverlässigkeit. Schlußendlich waren 
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es  dann  Mitleidsbekundungen  über  das  Schicksal  jüdischer  Ärzte  nach  dem 
Berufsverbot von 1938, wegen denen er ihr fristlos kündigte, weil er Mitleid mit Juden 
als  „offenen  Widerspruch  gegen  die  Maßnahmen  der  Staatsführung  und  der 
Vertretung der Deutschen Ärzteschaft“  ansah. Gerta Disselkamp war damals eine 
junge Frau, sie lebte noch bis 1991 in Krefeld. Ihr Mitleid mit jüdischstämmigen KV-
Mitgliedern wegen des Approbationsentzuges war das Dienstvergehen, das sie den 
Arbeitsplatz bei der KV und damit ihre Existenzgrundlage kostete.        

Die  Rolle  der  KV  Deutschlands  steht  im  übrigen  exemplarisch  für  das,  was  im 
Ausstellungstitel  als  „Systemerkrankung“  formuliert  worden  ist.  Gemeint  ist  die 
Instrumentalisierung des Gesundheitswesens zu einer zentralen Schaltstelle in zwei 
Richtungen: aus Medizin zur Heilung von Krankheiten wurde zum einen: Medizin im 
Dienst  einer  mörderischen  Auslesepolitik  und  zum  anderen:  Medizin  zur 
Kriegsvorbereitung. Diesen Fokus hatten auch die Neubaupläne für Ärztehäuser in 
mehreren Gau-Hauptstädten. In der Wanderausstellung wird die Vorgeschichte des 
zentralen  „Hauses  der  deutschen  Ärzte“  in  Berlin  gezeigt  –  einer  geplanten 
Monumentalversion all  dieser Vorhaben.  Frau Dr.  Rommel hatte eingangs bereits 
berichtet, wie wir zusammen mit der Bauhaus Universität Weimar die Geschichte des 
ehemaligen Ärztehauses Thüringen hier in der Stadt aufgearbeitet und am Gebäude 
sichtbar gemacht haben.  In der damaligen Kurthstraße,  heute Bauhausstraße 11, 
waren nicht nur der Nationalsozialistische Deutsche Ärztebund und die Gremien von 
Ärztekammer  und  KV  ansässig,  sondern  auch  die  NS-Arbeiterwohlfahrt  und  die 
Deutsche Arbeitsfront mit dem Amt für Volksgesundheit, der Deutsche Reichsbund 
für  Leibesübungen,  die  Deutsche  Sporthilfe  und  das  Deutsche  Rote  Kreuz.  Die 
nationalsozialistische  Transformation  des  Arztbildes,  dem  neben  der  klassischen 
Krankenversorgung nunmehr auch die Verwaltung des Gesundheitswesens sowie 
die  Erziehung  und  Überwachung  der  Lebensweise  der  Bevölkerung  zugeordnet 
worden waren, spiegelt sich in diesem Gebäude bis in die architektonischen Details 
hinein wieder. Dazu kommt die räumliche Nähe zum Thüringischen Landesamt für 
Rassewesen in der Weimarer Marienstraße, dessen Gutachten zur Begründung von 
Zwangssterilisationen  bis  hin  zu  Deportationen  in  Vernichtungslager  auf  der 
Mitwirkung von Ärzten beruhten.     

Damit komme ich auf die Opfergruppen auf der Seite der Patienten zu sprechen. Hier 
beleuchtet  die  Wanderausstellung  mehrere  Perspektiven,  beginnend  mit  der 
sogenannten  eugenischen  Auslese  von  angeblich  Erbkranken,  die  in  der 
Massenmord-Aktion  T4  mündete.  Da  es  zu  diesem  Thema  eine  eigene 
Wanderausstellung  des  Erinnerungsortes  Topf  &  Söhne  in  Erfurt  gibt,  werde  ich 
diesen Aspekt hier nicht vertiefen.  

Es  gab  aber  auch  spürbare  Folgen  des  Nationalsozialismus  im  Arbeitsalltag  in 
Praxen  und  Kliniken.  Wie  schon  erwähnt,  wurden  jüdische  Ärzte  durch  den 
Approbationsentzug  im  September  1938  von  der  ambulanten  und  stationären 
Versorgung ausgeschlossen. Auf der Ausstellungstafel zum Schicksal des jüdischen 
Gynäkologen  Dr.  Adolph  Callmann  findet  sich  ein  Beleg,  dass  dies  zu  einem 
vermehrten  Zustrom  erkrankter  Jüdinnen  und  Juden  in  die  Wartezimmer 
nichtjüdischer Ärzte führte. Das könne nicht unser Ziel sein, klagte Reichsärzteführer 
Dr. Grote in einem Schreiben an die Ärztekammern. Er wies die Kammern an, dass 
gegen Fälle von Ablehnung der Behandlung von Juden durch deutsche Kassenärzte 
bitte nichts zu unternehmen sei.  
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Mit  Beginn  des  2.  Weltkrieges  bekam  der  Heilkundeauftrag  der  Ärzte  einen 
besonderen Fokus auf die Arbeits- und Wehrtüchtigkeit der Patienten. Zu schweren 
Berufsrechtsverstößen  kam  es  in  den  Konzentrationslagern,  wo  Ärzte  bei  der 
Selektion von Häftlingen mit der medizinischen Feststellung von Arbeitsunfähigkeit 
deren Todesurteil  fällten  oder  medizinische Menschenexperimente  mit  bleibenden 
Folgeschäden oder tödlichem Ausgang durchführten. All diese Verbrechen waren uns 
bisher schon bekannt. In der Ausstellung begegnen uns Opfer und Täter mit Namen 
und Gesichtern, ihre Geschichten berühren, tun weh. Wir verneigen uns vor allen 
Menschen,  deren Schicksal  Ärztinnen und Ärzten anvertraut  war,  die  ihnen unter 
Bruch des Berufseides aber kein Heil, sondern Leid und Tod brachten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, vor 100 Jahren war die Demokratie in 
Deutschland ähnlich gefährdet wie heute. Ohne die vielen Nazi-Mitläufer unter den 
Ärzten  damals  und  ohne  die  Schreibtischtäter  wären  die  späteren  Gräueltaten 
einzelner Berufskollegen gar nicht möglich gewesen. 1945 riefen die Buchenwald-
Überlebenden in die Welt: Nie wieder! Lassen Sie uns gemäß unserem ärztlichen 
Gelöbnis heute aktiv dafür eintreten, dass es keine Wiederholung der Geschichte 
geben wird!
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